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ZAV UW Altwilschdorf; Stellungnahme zum Antrag auf Zielabweichung für das 
Umspannwerk Altwilschdorf; Zielabweichung gem. § 6 Abs. 2 ROG i.V.m. § 16 SächsLPlG  
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
der Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND), Landesverband Sachsen e.V., nimmt zum 
o. g. Vorhaben Stellung. Nach eingehender Prüfung der uns vorliegenden Unterlagen kommen wir zu 
dem Schluss, dass die Voraussetzungen gemäß § 6 Abs. 2 ROG für eine Abweichung von den Zielen der 
Raumordnung nicht vorliegen.  
 
Der BUND Sachsen erhebt deshalb Einspruch gegen den Antrag auf Zielabweichung für das geplante 
Umspannwerk Altwilschdorf. Nachfolgend ergehen Hinweise und Forderungen: 
 

I. Zusammenfassung und Positionierung 

 
Der BUND Sachsen lehnt den Antrag auf Zielabweichung für das geplante Umspannwerk Altwilschdorf 
ab. Nach Prüfung der uns vorliegenden Unterlagen sind die Voraussetzungen gemäß § 6 Abs. 2 ROG – 
namentlich die raumordnerische Vertretbarkeit sowie die Wahrung der Grundzüge der Planung – nicht 
erfüllt. Die Ablehnung stützt sich auf drei zentrale Feststellungen:  

- Die Alternativenprüfung weist methodische Defizite auf.  
- Die geplante Überbauung bereits festgesetzter Ausgleichsflächen steht im Widerspruch zum 

Gebot der Dauerhaftigkeit von Kompensationsmaßnahmen.  
- Die Bewertung der Auswirkungen auf den regionalen Biotopverbund ist nicht hinreichend 

belegt. 
Sollte die Landesdirektion dem Antrag dennoch stattgeben, fordert der BUND die Festsetzung verbindli-
cher Auflagen zur Sicherstellung der artenschutzrechtlichen Funktionalität und zur Vermeidung eines 
Präzedenzfalls 

II. Begründung im Detail 

1. Unzureichende fehlerhafte Alternativenprüfung 

Die Alternativenprüfung ist das Kernstück eines Zielabweichungsverfahrens. Die vorliegenden Unterla-
gen lassen jedoch eine ergebnisoffene Abwägung vermissen. Vielmehr drängt sich der Eindruck auf, 
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dass der Standortwahl pragmatische Erwägungen (Verfügbarkeit, Zeitdruck) zugrunde liegen, während 
Naturschutzkonflikte in Kauf genommen werden. 
 
So werden etwa Standorte allein aufgrund der Verfahrensdauer einer B-Plan-Änderung abgelehnt. Es ist 
aus unserer Sicht jedoch unverhältnismäßig, irreversible Eingriffe in hochwertige Schutzgebiete, 
Grünzüge und Flächen, die dem Arten und Biotopschutz vorbehalten sind mit einer Verzögerung von 
voraussichtlich nur zwei bis drei Jahren zu rechtfertigen. Der Vorhabenträger bleibt hier den Nachweis 
schuldig, dass diese Verzögerung tatsächlich „unzumutbar“ ist. Es fehlt eine Auseinandersetzung mit 
technischen Interimslösungen (z. B. mobile Batteriespeicher, temporäre Netzengpassmanagement-
Maßnahmen oder Lastabwurfvereinbarungen mit der Industrie), die den Zeitraum bis zur Verfügbarkeit 
von Standort 7 überbrücken könnten. 
 
Dass Standorte primär aufgrund mangelnder „politischen Eignung“ (Lage außerhalb der Stadtgrenze 
Dresden) und eigentumsrechtlicher Komplexität zurückgestellt wurde, ist fachlich ebenfalls nicht 
haltbar. Administrative Grenzen oder der Aufwand beim Grunderwerb sind keine validen Gründe, um 
stattdessen in ein Landschaftsschutzgebiet oder andere geschützte Gebiete, wie oben erwähnt, 
einzugreifen. 
 
In der Raumwiderstandsanalyse werden neben den in Anhang 4 dargestellten Flächen weitere potenziell 
geeignete Alternativen ausgewiesen. Gleichwohl werden diese Standorte (a1, b1 und b2) in der vorgeleg-
ten Vergleichstabelle zur Ermittlung des Vorzugsstandortes nicht aufgeführt und damit nicht vertieft 
geprüft. Ohne eine transparente Begründung für diesen Ausschluss bleibt die Alternativenprüfung 
unvollständig und verstärkt den Eindruck einer ergebnisorientierten, nicht ergebnisoffenen Standortsu-
che. 
 
Einheitlicher, umweltbezogener Alternativentabelle: 
Die vorgelegte Vergleichstabelle zur Ermittlung des Vorzugsstandortes (Anhang 4) stellt im 
Wesentlichen technische, terminliche, eigentumsrechtliche und verwaltungsorganisatorische Kriterien 
gegenüber; Natur- und Umweltschutzbelange werden hingegen nur mittelbar über einzelne 
Raumwiderstandsaussagen abgebildet. Insbesondere fehlen eine systematische Bewertung der 
Schutzgebietsbetroffenheit (LSG, Regionaler Grünzug, Vorbehalts- und Vorranggebiete Arten- und 
Biotopschutz), der Beeinträchtigung des Biotopverbunds, der Inanspruchnahme bestehender 
Ausgleichsflächen sowie der artenschutzrechtlichen Konflikte.  
 
Wir bitten um eine einheitliche Alternativentabelle, in der 
 

• sämtliche in der Raumwiderstandsanalyse betrachteten Standorte (einschließlich der bislang 
ausgeschlossenen Varianten) und 

• ein konsistenter Kriterienkatalog 
 
zugrunde gelegt werden, der technische, wirtschaftliche, planungsrechtliche sowie natur- und umwelt-
schutzfachliche Kriterien gleichrangig ausweist (Schutzgebiete, Raumwiderstandsklassen, Biotopver-
bund, Kompensationsflächen, artenschutzrechtliche Betroffenheit, kumulative Wirkungen mit der 
380‑kV‑Leitung). Nur auf dieser Grundlage ist eine rechtssichere, abwägungsfehlerfreie Entscheidung 
über den Vorzugsstandort möglich. 
 

2. Entwertung der Eingriffsregelung („Kettenkompensation“) 

Das Vorhaben plant die Überbauung von Flächen, die bereits als artenschutzrechtliche Ausgleichsflä-
chen (Blühstreifen, Stoppelbrache, Extensivwiesen) für frühere Eingriffe festgesetzt wurden (Antrag auf 
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Zielabweichung, Kap. 4). Diese Flächen dienen spezifisch dem Schutz von Feldvögeln wie Feldlerche 
und Rebhuhn. 
 
Der BUND Sachsen kritisiert dieses Vorgehen scharf. Kompensationsmaßnahmen unterliegen gemäß § 
15 Abs. 2 BNatSchG dem Gebot der Dauerhaftigkeit. 
 

● Wenn Ausgleichsflächen zur „Verschiebemasse“ für nachfolgende Projekte werden, verliert die 
Eingriffsregelung ihre Glaubwürdigkeit und ökologische Wirksamkeit. 

● Sofern diese Flächen ihre Funktion erfüllen und von den Zielarten besiedelt wurden, stellt ihre 
Beseitigung einen neuen, eigenständigen Verbotstatbestand nach § 44 BNatSchG (Tötungs- 
und Störungsverbot) dar. 

● Die Unterlagen enthalten keinen Nachweis darüber, dass der aktuelle Bestand der Zielarten auf 
diesen Ausgleichsflächen vorab kartiert und bewertet wurde. Es besteht das erhebliche Risiko, 
dass hier funktionierende Habitate zerstört werden, bevor Ersatzhabitate wirksam werden kön-
nen (Time-lag-Effekt). 

3. Fehlende funktionale Bewertung des Biotopverbunds 

Der gewählte Standort 8 stellt einen Sensibilitäts-Hotspot dar. Er liegt kumulativ im Landschaftsschutz-
gebiet „Wilschdorf-Rähnitzer Sandhügelland“, im Regionalen Grünzug „Volkersdorf-Rähnitz“ und voll-
ständig in einem Vorbehaltsgebiet Arten- und Biotopschutz, umschlossen von einem Vorranggebiet 
(Antrag auf Zielabweichung, Kap. 2 u. 4). 
 
Die Argumentation des Vorhabenträgers, die Verbundfunktion bleibe „im Wesentlichen erhalten“, da nur 
ca. 9 % der Grünzugsfläche beansprucht würden (Antrag auf Zielabweichung, S. 17), ist fachlich unzu-
reichend. 
 

● Barrierewirkung: Ein 16 Hektar großes Industrieareal mit 27 Meter hohen Blitzschutzmasten, 
Portalen und dauerhaften Lärm- und Lichtemissionen wirkt in einem offenen Landschaftsraum 
wie ein Riegel. Quantitative Flächenanteile sagen nichts über die qualitative Zerschneidungswir-
kung an dieser spezifischen Stelle aus. 

● Funktionale Bedeutung: Der Standort fungiert als Trittstein und Pufferzone zwischen den 
Feuchtgebieten der Bartlake und den Gehölzstrukturen am Altwilschdorfer Weg. Diese Funktion 
ist essenziell für wandernde Arten wie Fledermäuse, Amphibien und den Fischotter. 

● Fehlende Daten: Es fehlen belastbare funktionale Analysen (z. B. Raumnutzungsanalysen oder 
Flugkorridorkartierungen), die belegen würden, dass der Austausch zwischen den Lebensräu-
men trotz des massiven Bauwerks weiterhin funktioniert. Die Behauptung der Verträglichkeit ist 
somit eine reine Hypothese. 

 

III. Forderungen 

Angesichts der Schwere der Eingriffe und der methodischen Mängel fordert der BUND Sachsen die 
Ablehnung des Antrags auf Zielabweichung.  
 
Sollte die Landesdirektion eine Zielabweichung dennoch in Erwägung ziehen, ist dies nur unter folgen-
den, Maßgaben denkbar, um den Schaden an Natur und Landschaft zu begrenzen: 
 

1. Prüfung von Alternativszenarien:  
Der Vorhabenträger wird gebeten, eine ausführliche, aussagekräftig Tabelle der untersuchten 
Ortsvarianten vorzulegen, die Aspekte des Natur-, Landschafts- und Artenschutzes enthält, ein-
schließlich einer Darlegung der Gewichtung für die Entscheidungsfindung.  
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2. Qualitative Überkompensation:  
Aufgrund des Eingriffs in bestehende Ausgleichsflächen ist eine reine 1:1-Kompensation nicht 
ausreichend. Wir fordern eine Überkompensation (mindestens Faktor 1:2) im direkten räumli-
chen Zusammenhang. Die neuen Flächen müssen eine deutlich höhere ökologische Wertigkeit 
aufweisen (z. B. Umwandlung von intensiv genutztem Acker in dauerhaft gesichertes Biotop-
grünland) und grundbuchlich gegen erneute Überbauung gesichert werden. 
 

3. Vermeidung von Barriereeffekten:  
Es ist ein verbindliches, fledermausfreundliches Lichtkonzept festzuschreiben (Verzicht auf 
nächtliche Dauerbeleuchtung, Nutzung bewegungssensitiver Steuerung, warmweißes Spekt-
rum, strikte Abschirmung nach oben und zur Seite). 
 

4. Kumulative Gesamtbetrachtung:  
Wir weisen darauf hin, dass eine isolierte Betrachtung des Umspannwerks rechtlich angreifbar 
ist. Im nachfolgenden Genehmigungsverfahren sind die Umweltauswirkungen zwingend kumu-
lativ mit der geplanten 380-kV-Freileitung zu prüfen. 

 
Wir bitten um Berücksichtigung der dargestellten Hinweise und Beteiligung am weiteren Verfahren. 
 
Mit verBUNDenen Grüßen 

Helen Garber 
Landesgeschäftsführerin 


